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3 0 7 . Protokoll der XVIII. Tagung der in Artikel 6 des Abkommens zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Italienischen Regierung über die Regelung
des erleichterten Warenaustausches zwischen den österreichischen Bundesländern
Tirol und Vorarlberg und der italienischen Region Trentino/Tiroler Etsch-
land vorgesehenen Gemischten Kommission
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3 0 9 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des
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3 0 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 11. August 1967 über den Beitritt
Nigerias zum Internationalen Abkommen
über Wirtschaftsstatistik vom 14. Dezember
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Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen ist Nigeria dem Internatio-

nalen Abkommen über Wirtschaftsstatistik in
der Fassung des Protokolls vom 9. Dezember 1948
(BGBl. Nr. 269/1931 bzw. BGBl. Nr. 10/1950,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 165/1958) mit Wirkung vom
21. Oktober 1965 beigetreten.

Klaus

305.
Nachdem der am 9, April 1965 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Öster-

reich und der Ungarischen Volksrepublik über wechselseitigen Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen
und über Urkundenwesen samt Schlußprotokoll und Briefwechsel sowie der am 5. Juni bzw.
28. Juli 1967 ebendort durchgeführte Notenwechsel über die gegenseitige Übermittlung von Schul-
und anderen ähnlichen Dokumenten, welche also lauten:

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik über wechsel-
seitigen Verkehr in bürgerlichen Rechts-

sachen und über Urkundenwesen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepu-
blik, von dem Wunsche geleitet, den rechtlichen
Verkehr zwischen den beiden Staaten zu erleich-
tern, sind übereingekommen, einen Vertrag über
wechselseitigen Verkehr in bürgerlichen Rechts-
sachen und über Urkundenwesen abzuschließen,
und haben zu diesem Zweck zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Bruno K r e i s k y , Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten,
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Herrn Dr. Christian Broda , Bundesminister
für Justiz,
Der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepu-
blik:
Herrn Außenminister János P é t e r ,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes verein-
bart haben:

I. TEIL
Rechtsschutz, Zustellung und Rechtshilfe in bür-

gerlichen Rechtssachen
R e c h t s s c h u t z

Artikel 1
(1) Die Angehörigen des einen Vertragsstaates

haben auf dem Gebiet des anderen Vertragsstaa-
tes freien Zutritt zu den Gerichten und können
vor diesen unter denselben Bedingungen auftre-
ten wie Inländer.

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrages über
die Angehörigen eines der Vertragsstaaten bezie-
hen sich auch auf juristische Personen einschließ-
lich Handelsgesellschaften, die nach der Rechts-
ordnung des einen Vertragsstaates errichtet wor-
den sind und ihren Sitz auf dessen Gebiet haben.

P r o z e ß k o s t e n
Artikel 2

Den Angehörigen des einen Vertragsstaates,
die vor den Gerichten des anderen Vertragsstaa-
tes als Kläger (Antragsteller) oder Intervenien-
ten auftreten, darf wegen ihrer Eigenschaft als
Ausländer oder wegen des Mangels eines Wohn-
sitzes, gewöhnlichen Aufenthaltes oder Sitzes
im Inland eine Sicherheitsleistung für die Prozeß-
kosten nicht auferlegt werden, sofern sie in einem
der Vertragsstaaten ihren Wohnsitz, gewöhn-
lichen Aufenthalt oder Sitz haben.

Artikel 3
(1) Wird der Kläger (Antragsteller) oder Inter-

venient, der auf Grund des Artikels 2 oder der
im Staate der Klageerhebung geltenden Rechts-
vorschriften von der Verpflichtung zur Sicher-
heitsleistung befreit war, durch rechtskräftige
und vollstreckbare Entscheidung zum Ersatz der
Prozeßkosten oder zur Zahlung von Kosten, die
vom Staat vorläufig berichtigt worden sind, oder
von Gerichtsgebühren verpflichtet, so ist diese
Entscheidung im anderen Vertragsstaat auf An-
trag zu vollstrecken. Der Antrag ist hinsichtlich
der Prozeßkosten von der obsiegenden Partei,
hinsichtlich von Kosten und Gebühren von der
zuständigen Behörde des Staates der Klageerhe-
bung zu stellen. Der Antrag der obsiegenden Par-
tei kann außer beim zuständigen Gericht des an-
deren Vertragsstaates auch bei dem Gericht ein-
gebracht werden, das in erster Instanz entschie-
den hat.
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(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten
auch für Entscheidungen, durch die die Höhe der
Prozeßkosten oder durch die Kosten oder Ge-
richtsgebühren nachträglich festgesetzt werden.

(3) Zu den Prozeßkosten im Sinne des Ab-
satzes 1 gehören auch die Kosten der Bestätigung
der Rechtskraft und der Vollstreckbarkeit sowie
der erforderlichen Übersetzungen. Diese Kosten
sind auf Antrag von dem Gericht zu bestimmen,
das über die Vollstreckung zu entscheiden hat.

Artikel 4

(1) Dem Exekutionsantrag sind anzuschließen
a) eine Ausfertigung des Spruches der Ent-

scheidung mit Bestätigung der Rechtskraft
und der Vollstreckbarkeit;

b) eine Übersetzung in die Sprache des Ge-
richtes, das zur Entscheidung über den An-
trag zuständig ist; für diese Übersetzung
gilt Artikel 18 Absatz 3.

(2) Wird der Antrag der obsiegenden Partei bei
dem Gericht, das in erster Instanz entschieden
hat, eingebracht, so ist er unter Anschluß einer
dem Artikel 18 Absatz 3 entsprechenden Über-
setzung in die Sprache des anderen Vertragsstaa-
tes weiterzuleiten.

(3) Für die Weiterleitung des Exekutionsantra-
ges gelten die Artikel 10 und 11.

(4) Die im Absatz 1 bezeichneten Entscheidun-
gen der Gerichte des anderen Vertragsstaates sind
wie inländische Entscheidungen mit der Maßgabe
zu vollstrecken, daß der Exekutionsantrag und
die Entscheidung über ihn gebührenfrei sind so-
wie daß eine vorherige Anhörung der Parteien
nicht stattfindet und ihnen gegen die Entschei-
dung über den Exekutionsantrag ein Rechtsmittel
vorbehalten bleiben muß.

B e g ü n s t i g u n g e n , d i e im H i n b l i c k
a u f d i e E i n k o m m e n s - u n d V e r m ö -
g e n s v e r h ä l t n i s s e g e w ä h r t w e r d e n

(Armenrecht)

Artikel 5

(1) Die Angehörigen eines der Vertragsstaaten
werden vor den Gerichten des anderen Vertrags-
staates zu den Begünstigungen, die im Hinblick
auf Einkommens- und Vermögensverhältnisse ge-
währt werden (Armenrecht), unter denselben Be-
dingungen und in demselben Ausmaß wie Inlän-
der zugelassen.

(2) Die im Absatz 1 genannten Begünstigun-
gen, die einer Partei in einem Verfahren in einem
Vertragsstaat zukommen, erstrecken sich auch auf
die Leistung von Rechtshilfe und die Durchfüh-
rung von Zustellungen in dieser Sache im Gebiet
des anderen Vertragsstaates.
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Artikel 6

(1) Hat der Antragsteller seinen Wohnsitz, ge-
wöhnlichen Aufenthalt oder Sitz in einem der
beiden Vertragsstaaten, so ist das Zeugnis zur Er-
langung der im Artikel 5 angeführten Begünsti-
gungen von den zuständigen Behörden des
Wohnsitzes, gewöhnlichen Aufenthaltes oder
Sitzes auszustellen.

(2) Hat der Antragsteller keinen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines
der Vertragsstaaten, so genügt das Zeugnis der
für den Ort seines Wohnsitzes oder gewöhnlichen
Aufenthaltes zuständigen diplomatischen oder
konsularischen Vertretungsbehörde des Vertrags-
staates, dem er angehört.

Artikel 7

(1) Die zur Ausstellung des im Artikel 6 Ab-
satz 1 bezeichneten Zeugnisses zuständige Be-
hörde kann bei den Behörden des anderen Ver-
tragsstaates Auskünfte über die Einkommens-
und Vermögensverhältnisse des Antragstellers
einholen.

(2) Das Gericht, das über den Antrag auf Be-
willigung der im Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten
Begünstigungen zu entscheiden hat, behält in den
Grenzen seiner Amtsbefugnisse das Recht, das
ihm vorgelegte Zeugnis zu prüfen.

Artikel 8

(1) Will ein Angehöriger eines der beiden Ver-
tragsstaaten, der seinen Wohnsitz, gewöhnlichen
Aufenthalt oder Sitz in einem dieser Staaten hat,
vor einem Gericht des anderen Vertragsstaates
von den im Artikel 5 Absatz 1 genannten Begün-
stigungen Gebrauch machen, so kann er den An-
trag auf Bewilligung dieser Begünstigungen und
auf Bestellung eines Vertreters bei dem nach sei-
nem Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder
Sitz zuständigen Bezirksgericht zu Protokoll
geben.

(2) Diesem Antrag sind das im Artikel 6 ge-
nannte Zeugnis und erforderlichenfalls eine Dar-
stellung des Sachverhaltes anzuschließen.

(3) Der Antrag samt Unterlagen ist auf dem
im Artikel 10 bezeichneten Weg weiterzuleiten.

(4) Der Antrag ist ohne Rücksicht darauf zu
behandeln, daß er nicht in der Sprache des Ge-
richtes, das über ihn zu entscheiden hat, abgefaßt
ist. Für die allenfalls erforderlichen Übersetzun-
gen haben die Behörden des Staates zu sorgen,
dessen Gericht in der Sache zu entscheiden hat.

(5) Das zur Entscheidung über den Antrag zu-
ständige Gericht hat im Falle der Bewilligung
der Begünstigungen von Amts wegen oder auf An-
trag den Rechtsvorschriften seines Staates gemäß
einen Vertreter für den Antragsteller zu bestel-
len.
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G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n f ü r
Z u s t e l l u n g e n u n d R e c h t s h i l f e

Artikel 9

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, durch
ihre Gerichte auf Ersuchen einander in bürger-
lichen Rechtssachen einschließlich Sachen des Fa-
milienrechtes Rechtshilfe zu leisten und Zustel-
lungen durchzuführen.

(2) In den im Absatz 1 angeführten Angelegen-
heiten haben die Gerichte auch Verwaltungs-
behörden, soweit diese für solche Angelegenhei-
ten zuständig sind, auf Ersuchen Rechtshilfe zu
leisten und Zustellungen durchzuführen.

(3) In Nachlaßsachen, im Verfahren zur Be-
weissicherung und im Verfahren zur Kraftlos-
erklärung von Urkunden und Wertpapieren
haben die österreichischen Gerichte auch den un-
garischen öffentlichen Notaren Rechtshilfe zu
leisten und Zustellungen durchzuführen.

(4) Die Bestimmungen über Zustellungen und
Rechtshilfe, die sich auf Ersuchen von Gerichten
beziehen, sind auf Ersuchen der genannten Ver-
waltungsbehörden (Absatz 2) und auf Ersuchen
der ungarischen öffentlichen Notare (Absatz 3)
sinngemäß anzuwenden.

Artikel 10

Die Gerichte der beiden Vertragsstaaten ver-
kehren in Angelegenheiten der Zustellung und
der Rechtshilfe im Wege der beiderseitigen
Justizministerien, soweit in diesem Vertrag nichts
anderes bestimmt ist.

Artikel 11

Die Gerichte können sich bei Ersuchen um Zu-
stellung oder Rechtshilfe der eigenen Sprache be-
dienen. Die Ersuchschreiben sind mit dem amt-
lichen Siegel zu versehen; sie bedürfen keiner
Beglaubigung.

Artikel 12

Das Ersuchschreiben hat folgende Angaben zu
enthalten:

a) die Bezeichnung der Sache, auf die sich das
Ersuchen bezieht;

b) die Bezeichnung der Beteiligten mit Vor-
und Familiennamen, Beruf, Wohn- oder
Aufenthaltsort, bei juristischen Personen
einschließlich der Handelsgesellschaften Na-
men und Sitz;

c) gegebenenfalls Vor- und Familiennamen so-
wie Anschrift ihrer Vertreter;

d) die erforderlichen Angaben über den Ge-
genstand des Ersuchens, insbesondere bei
Zustellersuchen die Anschrift des Empfän-
gers und die Art des zuzustellenden Schrift-



2016 74. Stück — Ausgegeben am 1. September 1967 — Nr. 305

stückes, bei Rechtshilfeersuchen insbeson-
dere die Umstände, über die ein Beweis er-
hoben werden soll, gegebenenfalls auch die
Fragen, die an die zu vernehmenden Perso-
nen gerichtet werden sollen.

Artikel 13

Die Erledigung der Ersuchschreiben richtet sich
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates,
dem das ersuchte Gericht angehört. Dieses Ge-
richt hat jedoch bestimmt bezeichnete Verfah-
rensvorschriften des anderen Vertragsstaates an-
zuwenden, wenn es das ersuchende Gericht ver-
langt und die Anwendung dieser Vorschriften
nicht gegen die Grundsätze der Rechtsordnung
des Staates verstößt, dem das ersuchte Gericht
angehört.

Artikel 14

(1) Ist die Anschrift einer Person, die vernom-
men oder der ein Schriftstück zugestellt werden
soll, nicht genau angegeben oder stellt sie sich
als unrichtig heraus, so hat das ersuchte Gericht
nach Möglichkeit die richtige Anschrift festzu-
stellen.

(2) Ist das ersuchte Gericht für die Erledigung
des Ersuchens nicht zuständig, so hat es das Er-
suchschreiben an das zuständige Gericht weiter-
zuleiten, wenn dieses im Inland gelegen ist. Hie-
von hat das ersuchte Gericht das ersuchende Ge-
richt unmittelbar durch die Post zu verständigen.

Artikel 15

In Fällen, in denen dem Ersuchen nicht ent-
sprochen werden konnte, sind die Akten zurück-
zusenden und die Gründe mitzuteilen, aus denen
das Ersuchen undurchführbar war oder die Er-
ledigung abgelehnt wurde.

Artikel 16

(1) Die aus Anlaß der Erledigung eines Ersu-
chens entstandenen Kosten werden im Verhält-
nis zwischen den Vertragsstaaten nicht ersetzt.

(2) Höhe und Art der entstandenen Kosten
sind dem ersuchenden Gericht bekanntzugeben.

Artikel 17

Die Durchführung eines Ersuchens darf nur
abgelehnt werden, wenn der ersuchte Staat der
Meinung ist, daß die Durchführung des Ersu-
chens seine Hoheitsrechte beeinträchtigen, seine
Sicherheit gefährden oder gegen Grundsätze
seiner Rechtsordnung verstoßen könnte.

B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n für Zu-
s t e l l u n g e n

Artikel 18

(1) Sind die zuzustellenden Schriftstücke in der
Sprache des ersuchten Gerichtes abgefaßt oder ist
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ihnen eine Übersetzung in dieser Sprache beige-
fügt, so hat das ersuchte Gericht die Zustellung
unter Anwendung seiner Rechtsvorschriften
durchzuführen; Artikel 13 bleibt unberührt.

(2) In anderen Fällen als den im Absatz 1 be-
zeichneten sind die Schriftstücke dem Empfänger
nur zuzustellen, wenn er sie freiwillig entgegen-
nimmt.

(3) Die im Absatz 1 bezeichnete Übersetzung
muß entweder amtlich hergestellt oder von einem
Dolmetsch, der in einem der beiden Vertrags-
staaten amtlich bestellt ist, als richtig bestätigt
sein; die Unterschrift des Dolmetschers bedarf
keiner Beglaubigung.

Artikel 19

Die Zustellung wird entweder durch einen
Zustellausweis nachgewiesen, der datiert und mit
der Unterschrift des Zustellorganes sowie des
Übernehmers versehen sein muß, oder durch ein
Zeugnis des ersuchten Gerichtes, aus dem sich
die Tatsache, die Form und die Zeit der Zustel-
lung ergeben.

B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n f ü r
R e c h t s h i 1 f e

Artikel 20

(1) Die Gerichte, an die Rechtshilfeersuchen
gerichtet sind, haben diesen zu entsprechen und
dabei, wenn erforderlich, die gleichen Zwangs-
mittel anzuwenden wie bei der Erledigung von
Rechtshilfeersuchen der Gerichte des eigenen
Staates. Zwangsmittel brauchen nicht angewen-
det zu werden, wenn es sich um das persönliche
Erscheinen der Streitteile handelt.

(2) Auf Verlangen des ersuchenden Gerichtes
hat das ersuchte Gericht die Parteien oder das
ersuchende Gericht rechtzeitig vom Ort und der
Zeit der durchzuführenden Rechtshilfehandlung
unmittelbar durch die Post mit eingeschriebenem
Brief zu verständigen.

V e r n e h m u n g e n u n d Z u s t e l l u n g e n
d u r c h d i p l o m a t i s c h e u n d k o n s u -

l a r i s c h e V e r t r e t u n g s b e h ö r d e n

Artikel 21

Die Gerichte des einen Vertragsstaates können
im Gebiet des anderen Vertragsstaates durch die
diplomatische oder eine konsularische Vertre-
tungsbehörde Angehörige ihres Staates verneh-
men und ihnen gerichtliche Schriftstücke zu-
stellen lassen, sofern es sich nicht um Doppel-
bürger handelt. Zwangsmaßnahmen dürfen hie-
bei weder angedroht noch angewendet werden.
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II. TEIL
U r k u n d e n w e s e n

Artikel 22
(1) Die von einem Gericht, einer Verwaltungs-

behörde oder einem öffentlichen Notar eines der
Vertragsstaaten ausgestellten öffentlichen Ur-
kunden, die mit der amtlichen Unterschrift und
dem amtlichen Siegel versehen sind, genießen
auch im anderen Vertragsstaat die Beweiskraft
öffentlicher Urkunden. Dies gilt auch für andere
inländische Urkunden, denen nach den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates, in dem sie aus-
gestellt worden sind, die Beweiskraft öffentlicher
Urkunden zukommt.

(2) Diese Beweiskraft kommt auch der Be-
stätigung der Echtheit der Unterschrift auf einer
Privaturkunde zu, die von einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde eines der Vertrags-
staaten oder von einem öffentlichen Notar der
Privaturkunde beigesetzt worden ist.

Artikel 23

Die im Artikel 22 Absatz 1 bezeichneten Ur-
kunden einschließlich der Bestätigungen der Echt-
heit einer Unterschrift, die mit der amtlichen
Unterschrift und dem amtlichen Siegel des
Gerichtes, der Verwaltungsbehörde oder der die
Urkunden ausstellenden Person versehen sind,
bedürfen zum Gebrauch im anderen Vertrags-
staat keiner weiteren Beglaubigung.

Artikel 24

(1) Beide Vertragsstaaten übermitteln einander
unverzüglich abgaben- und kostenfrei Personen-
standsurkunden, die Geburten, Eheschließungen
•und Sterbefälle von Angehörigen des anderen
Vertragsstaates betreffen, sofern diese Personen-
standsfälle nach Inkrafttreten dieses Vertrages
beurkundet worden sind.

(2) Wird nach dem Tag des Inkrafttretens
dieses Vertrages ein Randvermerk zu der Be-
urkundung einer Geburt, einer Eheschließung
oder eines Sterbefalles eingetragen oder eine
nachträgliche Eintragung vorgenommen, so ist
im Sinne des Absatzes 1 eine Personenstands-
urkunde zu übermitteln, die auch den Randver-
merk oder die nachträgliche Eintragung enthält.

Artikel 25

Auf Ersuchen einer Behörde des einen Ver-
tragsstaates hat die zuständige Behörde des
anderen Vertragsstaates abgaben- und kostenfrei
Personenstandsurkunden sowie Ausfertigungen
gerichtlicher Entscheidungen in Personenstands-
fällen zum amtlichen Gebrauch auszustellen und
zu übersenden. In dem Ersuchen muß das öffent-
liche Interesse hinreichend bezeichnet sein.
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Artikel 26

Bei der Übermittlung von Urkunden gemäß
Artikel 24 sowie bei Ersuchen gemäß Artikel 25
und deren Erledigung ist der diplomatische oder
konsularische Weg einzuhalten; der Anschluß
von Übersetzungen ist nicht erforderlich.

Artikel 27

Das nach den Rechtsvorschriften eines der
beiden Vertragsstaaten bestehende Erfordernis
der Bescheinigung der Zuständigkeit der Be-
hörde, die ein Ehefähigkeitszeugnis auszustellen
hat, entfällt im Verhältnis zwischen den Ver-
tragsstaaten.

III. TEIL

R e c h t s a u s k ü n f t e

Artikel 28

Das Bundesministerium für Justiz der Repu-
blik Österreich und das Justizministerium der
Ungarischen Volksrepublik werden einander auf
Ersuchen Auskünfte über Rechtsvorschriften er-
teilen, die in ihrem Staat in Kraft stehen oder
gestanden sind.

IV. TEIL

A l l g e m e i n e u n d S c h l u ß b e s t i m -
m u n g e n

Artikel 29

Ist nach dem Recht eines der Vertragsstaaten
die Einleitung eines Verfahrens in erster oder
in einer höheren Instanz vom Erlag der Gerichts-
gebühren abhängig und wird der Partei, die im
anderen Vertragsstaat ihren Wohnsitz, Aufent-
halt oder Sitz hat, vom Gericht für die Nach-
bringung dieser Gebühren eine Frist gesetzt, so
darf diese Frist nicht kürzer als ein Monat sein.
Die gleiche Mindestfrist gilt für die Verbesserung
oder Ergänzung von Eingaben, die vom Gericht
einer Partei, die im anderen Vertragsstaat ihren
Wohnsitz, Aufenthalt oder Sitz hat, aufgetragen
wird.

Artikel 30

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden werden so bald wie mög-
lich in Budapest ausgetauscht.

Artikel 31

(1) Dieser Vertrag tritt sechzig Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(2) Der Vertrag ist für die Dauer von fünf
Jahren abgeschlossen und bleibt weiter in Kraft,
sofern nicht einer der Vertragsstaaten sechs
Monate vor Ablauf der fünf Jahre dem anderen
Vertragsstaat mitteilt, daß er den Vertrag auf-
kündigt.
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(3) Wurde der Vertrag nicht gemäß Absatz 2
aufgekündigt, so bleibt er auf unbestimmte Zeit
in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten
dem anderen Vertragsstaat mitteilt, daß er den
Vertrag aufkündigt; in diesem Fall bleibt er
noch ein Jahr nach Aufkündigung in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

Ausgefertigt in Wien, am 9. April 1965, in
doppelter Urschrift in deutscher und in unga-
rischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:
Kreisky m. p.
Broda m. p.

Für die Ungarische Volksrepublik:

Péter m. p.

S c h l u ß p r o t o k o l l

Bei der Fertigung des heute zwischen der
Republik Österreich und der Ungarischen Volks-
republik abgeschlossenen Vertrages über wechsel-
seitigen Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen und
über Urkundenwesen besteht Einverständnis
über folgende Punkte:

1. In der Republik Österreich sind öffentliche
Personenstandsurkunden auch die von den zu-
ständigen konfessionellen Organen der gesetzlich
anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften
ausgestellten Heiratsurkunden, betreffend Ehen,
die vor ihnen vor dem 1. August 1938 geschlos-
sen worden sind, sowie Geburtsurkunden
(Geburtsbescheinigungen) und Sterbeurkunden,
wenn Geburt oder Tod vor dem 1. Jänner 1939
beurkundet worden ist. Für das Gebiet des
Burgenlandes tritt an die Stelle des 1. Au-
gust 1938 und des 1. Jänner 1939 der 1. Okto-
ber 1895. Das Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Republik Österreich wird
dem Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Ungarischen Volksrepublik ein Ver-
zeichnis dieser Kirchen und Religionsgesellschaf-
ten binnen drei Monaten vom Tag des Inkraft-
tretens dieses Vertrages an übermitteln.

In der Ungarischen Volksrepublik sind öffent-
liche Personenstandsurkunden auch die aus den
von den zuständigen konfessionellen Organen
vor dem 1. Oktober 1895 geführten Matrikel-
büchern ausgestellten Auszüge. Das Ministerium
für Auswärtige Angelegenheiten der Ungarischen
Volksrepublik wird dem Bundesministerium für
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Auswärtige Angelegenheiten der Republik Öster-
reich binnen drei Monaten vom Tage des In-
krafttretens dieses Vertrages an ein Verzeichnis
der Kirchen und Religionsgesellschaften über-
mitteln, die zur Führung von Matrikelbüchern
befugt gewesen sind.

2. Die Bestimmungen des Artikels 23 sind
auch auf diejenigen Urkunden der Sozialver-
sicherungsträger der beiden Vertragsstaaten an-
zuwenden, die keine öffentlichen Urkunden sind.

3. Bis zum Inkrafttreten eines Sozialver-
sicherungsabkommens zwischen den beiden Ver-
tragsstaaten sind die Bestimmungen dieses Ver-
trages, ausgenommen Artikel 16 Absatz 1, auch
auf die zur Entscheidung von Leistungsstreitig-
keiten der Sozialversicherung zuständigen Be-
hörden der beiden Vertragsstaaten entsprechend
anzuwenden.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
dieses Schlußprotokoll, das einen Bestandteil des
Vertrages bildet, unterzeichnet.

Ausgefertigt in Wien, am 9. April 1965, in
doppelter Urschrift in deutscher und in unga-
rischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:
Kreisky m. p.
Broda m. p.

Für die Ungarische Volksrepublik:

Péter m. p.

Wien, am 9. April 1965

Herr Minister!

Unter Bezugnahme auf den heute unterzeich-
neten Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Ungarischen Volksrepublik über wech-
selseitigen Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen
und über Urkundenwesen beehre ich mich, fol-
gendes mitzuteilen:

Es besteht Einvernehmen darüber, daß dieser
Vertrag die Bestimmungen anderer Verträge, die
einen oder beide der Vertragsstaaten im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Vertrages binden,
nicht berührt.

Ich darf sie bitten, Ihr diesbezügliches Einver-
ständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn János P é t e r ,
Außenminister der Ungarischen
Volksrepublik
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Wien, am 9. April 1965

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 9. April 1965 zu bestätigen, das fol-
genden Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf den heute unterzeich-
neten Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Ungarischen Volksrepublik über wech-
selseitigen Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen
und über Urkundenwesen beehre ich mich, fol-
gendes mitzuteilen:

Es besteht Einvernehmen darüber, daß dieser
Vertrag die Bestimmungen anderer Verträge, die
einen oder beide der Vertragsstaaten im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Vertrages binden,
nicht berührt."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Péter m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten

N o t e n w e c h s e l
zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik über die gegen-
seitige Übermittlung von Schul- und anderen

ähnlichen Dokumenten

Wien, am 5. Juni 1967

Sehr geehrter Herr Bundesminster!

Ich beehre mich, Ihnen namens der Unga-
rischen Volksrepublik mitzuteilen, daß die
ungarische Regierung mit folgender Verein-
barung einverstanden ist:

„Die oberste Unterrichtsbehörde des einen
Vertragsstaates hat auf Ersuchen der obersten
Unterrichtsbehörde des anderen Vertragsstaates
bei hinreichender Bezeichnung des öffentlichen
Interesses gegen Ersatz sämtlicher Kosten und zu
entrichtender Gebühren folgende Dokumente und
Auskünfte zum amtlichen Gebrauch zu über-
mitteln:

a) Gleichschriften oder amtliche Abschriften
der von Lehranstalten ausgestellten Zeug-
nisse und Diplome oder nötigenfalls zum
Ersatz dieser Schriftstücke geeignete andere
Dokumente,

b) Auskünfte über Arten von Zeugnissen und
die mit ihrem Erwerb verbundenen Be-
rechtigungen,
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c) Dokumente über das Unterrichtssystem,
die Organisation von Lehranstalten sowie
über die Lehrpläne, Lehr- und Prüfungs-
ordnungen."

Sofern auch die zuständigen österreichischen
Stellen hiemit einverstanden sind, beehre ich
mich, Ihnen vorzuschlagen, daß diese Note und
Ihre Antwortnote als Vereinbarung zwischen
den beiden Staaten anzusehen sind.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die
Versicherung meiner ausgezeichneten Hochach-
tung.

Simó m. p.
Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Lujo T o n č i ć - S o r i n j ,
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten

Wien, am 28. Juli 1967

Herr Botschafter!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note

vom 5. Juni 1967 zu bestätigen, die fol-
genden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, Ihnen namens der Unga-
rischen Volksrepublik mitzuteilen, daß die
ungarische Regierung mit folgender Verein-
barung einverstanden ist:

,Die oberste Unterrichtsbehörde des einen
Vertragsstaates hat auf Ersuchen der obersten
Unterrichtsbehörde des anderen Vertragsstaates
bei hinreichender Bezeichnung des öffentlichen
Interesses gegen Ersatz sämtlicher Kosten und zu
entrichtender Gebühren folgende Dokumente und
Auskünfte zum amtlichen Gebrauch zu über-
mitteln:

a) Gleichschriften oder amtliche Abschriften
der von Lehranstalten ausgestellten Zeug-
nisse und Diplome oder nötigenfalls zum
Ersatz dieser Schriftstücke geeignete andere
Dokumente,

b) Auskünfte über Arten von Zeugnissen und
die mit ihrem Erwerb verbundenen Be-
rechtigungen,

c) Dokumente über das Unterrichtssystem,
die Organisation von Lehranstalten sowie
über die Lehrpläne, Lehr- und Prüfungs-
ordnungen.'

Sofern auch die zuständigen österreichischen
Stellen hiemit einverstanden sind, beehre ich
mich, Ihnen vorzuschlagen, daß diese Note und
Ihre Antwortnote als Vereinbarung zwischen
den beiden Staaten anzusehen sind."

Ich beehre mich, Ihnen namens der Republik
Österreich zur Kenntnis zu bringen, daß die
Österreichische Bundesregierung mit Vorstehen-
dem einverstanden ist.
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Ich benütze diese Gelegenheit, um Ihnen, Herr
Botschafter, den Ausdruck meiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu erneuern.

Tončić-Sorinj m. p.
Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Jenó S imó
a. o. u. bev. Botschafter
der Ungarischen Volksrepublik

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 20. Juli 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Hetzenauer

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl-Perčević

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten:

Tončić-Sorinj

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertragswerk sind am 28. Juli 1967 ausgetauscht
worden; der Vertrag samt Schlußprotokoll und Briefwechsel tritt sohin gemäß seinem Artikel 31
Absatz 1 am 26. September 1967 in Kraft.

Der vorstehende Notenwechsel ist am 28. Juli 1967 in Kraft getreten.

Klaus

306.
Nachdem der am 9. April 1965 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Öster-

reich und der Ungarischen Volksrepublik über Nachlaßangelegenheiten, welcher also lautet:

VERTRAG

zwischen der Republik Österreich and der
Ungarischen Volksrepublik über Nachlaß-

angelegenheiten

Der Bundespräsident der Republik Österreich
lind der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepu-
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blik, von dem Wunsche geleitet, eine Regelung
über Nachlaßangelegenheiten zwischen den bei-
den Staaten zu treffen, sind übereingekommen,
einen Vertrag über Nachlaßangelegenheiten ab-
zuschließen, und haben zu diesem Zweck zu
ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Bruno K r e i s k y , Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten,
Herrn Dr. Christian B r o d a , Bundesminister
für Justiz,

Der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepu-
blik:
Herrn Außenminister János P é t e r ,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:

1. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

A n w e n d u n g s b e r e i c h

Dieser Vertrag gilt für die Behandlung der
Nachlässe österreichischer Staatsbürger, die in
der Ungarischen Volksrepublik ihren letzten
Wohnsitz gehabt oder dort Vermögen hinter-
lassen haben, und der Nachlässe ungarischer
Staatsbürger, die in der Republik Österreich
ihren letzten Wohnsitz gehabt oder dort Ver-
mögen hinterlassen haben.

Artikel 2

U n g a r i s c h e ö f f e n t l i c h e N o t a r e

Die Bestimmungen der folgenden Artikel, die
sich auf die Gerichte der Vertragsstaaten bezie-
hen, sind auch auf die öffentlichen Notare der
Ungarischen Volksrepublik, soweit diese mit
Nachlaßsachen befaßt sind, anzuwenden.

Artikel 3

E r b r e c h r t l i c h e G l e i c h s t e l l u n g

(1) Die Staatsbürger des einen Vertragsstaates
dürfen im anderen in dem Rechte, letztwillige
Verfügungen zu treffen, Erbverträge und Ver-
träge über Schenkungen auf den Todesfall zu
schließen oder von Todes wegen Vermögen zu
erwerben, nicht schlechter gestellt werden als
die Staatsbürger dieses Vertragsstaates.

(2) Unter letztwilligen Verfügungen im Sinne
dieses Vertrages sind Erbeinsetzungen und Ver-
mächtnisanordnungen zu verstehen, unter dem
Erwerb von Todes wegen der Erwerb im Erb-
weg, auf Grund einer Vermächtnisanordnung
oder des Pflichtteilsrechts.
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Artikel 4

T e s t i e r f ä h i g k e i t ; F o r m l e t z t w i l -
l i g e r V e r f ü g u n g e n

(1) Die Fähigkeit, letztwillige Verfügungen zu
treffen, und Willensmängel bei letztwilligen
Verfügungen sind nach dem Rechte des Ver-
tragsstaates zu beurteilen, dessen Staatsbürger
der Erblasser im Zeitpunkt der letztwilligen
Verfügung gewesen ist.

(2) Nach dem im Absatz 1 bezeichneten
Rechte sind auch die Zulässigkeit der Art und
des Inhaltes einer letztwilligen Verfügung zu
beurteilen; hat jedoch ein Staatsbürger des einen
Vertragsstaates eine Verfügung nach dem
Rechte des anderen Vertragsstaates getroffen, so
ist hinsichtlich des auf dessen Gebiet befind-
lichen Nachlasses dieses Recht maßgebend.

(3) Hinsichtlich der Form ist eine letztwillige
Verfügung eines Staatsbürgers eines der Ver-
tragsstaaten in beiden Vertragsstaaten gültig,
wenn sie entweder

a) dem Rechte des Staates entspricht, in dem
sie getroffen worden ist, oder

b) dem Rechte des Vertragsstaates, dessen
Staatsbürger der Erblasser im Zeitpunkt
der letztwilligen Verfügung oder seines
Todes gewesen ist, oder des Staates ent-
spricht, in dem er in einem dieser Zeit-
punkte seinen Wohnsitz oder seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt gehabt hat; die
Frage, ob der Erblasser an einem be-
stimmten Ort seinen Wohnsitz gehabt hat,
wird nach dem an diesem Ort geltenden
Rechte beurteilt.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für den
Widerruf einer letztwilligen Verfügung.

(5) Die Absätze 1 und 2 sind auf Erbverträge
und auf Schenkungen auf den Todesfall sinn-
gemäß anzuwenden.

Artikel 5

Z u s t ä n d i g k e i t z u r A b h a n d l u n g
u n b e w e g l i c h e n V e r m ö g e n s

Die Abhandlung des unbeweglichen Vermö-
gens steht den Gerichten des Vertragsstaates zu,
auf dessen Gebiet dieses Vermögen gelegen ist.

Artikel 6

Z u s t ä n d i g k e i t z u r A b h a n d l u n g
b e w e g l i c h e n V e r m ö g e n s

(1) Die Abhandlung des in den Vertrags-
staaten gelegenen beweglichen Vermögens steht
den Gerichten des Vertragsstaates zu, dessen
Staatsbürger der Erblasser im Zeitpunkt seines
Todes gewesen ist.
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(2) Die Abhandlung steht jedoch den Ge-
richten des Vertragsstaates, in dem der Erb-
lasser zuletzt seinen Wohnsitz gehabt hat, zu,

a) wenn ein Erbe, ein Noterbe oder ein Ver-
mächtnisnehmer, der seinen Wohnsitz in
demselben Vertragsstaat wie der Erblasser
im Zeitpunkt seines Todes oder in einem
dritten Staat hat, innerhalb von sechs
Monaten nach dem Tode des Erblassers
die Abhandlung in diesem Vertragsstaat
beantragt und

b) wenn sich kein anderer Erbe, Noterbe
oder Vermächtnisnehmer innerhalb von
drei Monaten nach gehöriger Verständi-
gung durch das Gericht gegen die Ab-
handlung in diesem Vertragsstaat aus-
spricht.

(3) Den Gerichten des Vertragsstaates, in dem
der Erblasser zuletzt seinen Wohnsitz gehabt
hat, steht die Abhandlung auch dann zu, wenn
jeder der Vertragsstaaten den Erblasser im Zeit-
punkt seines Todes als seinen Staatsbürger an-
gesehen hat.

Artikel 7

Z u s t ä n d i g k e i t in N a c h l a ß s t r e i -
t i g k e i t e n

Die Entscheidung über streitige Erb-, Pflicht-
teils- oder Vermächtnisansprüche hinsichtlich
des Nachlasses eines Staatsbürgers eines der Ver-
tragsstaaten steht den Gerichten des Vertrags-
staates zu, die auf Grund des Artikels 5 oder
des Artikels 6 zur Abhandlung berufen sind,
sofern die Klage vor Beendigung der Abhand-
lung angebracht worden ist.

Artikel 8

Anzuwendendes Recht

(1) Wird gemäß Artikel 5 oder Artikel 6
Absatz 2 Vermögen eines Staatsbürgers des
einen Vertragsstaates im anderen Vertragsstaat
abgehandelt oder wird in solchen Fällen in
diesem Vertragsstaat ein im Artikel 7 bezeichne-
tes Verfahren durchgeführt, so sind die Fragen,
welche Personen als gesetzliche Erben berufen
sind, welche Erbteile ihnen zukommen, ob und
in welcher Höhe ein Pflichtteil gebührt, nach
dem Rechte des Vertragsstaates zu beurteilen,
dem der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes
angehört hat.

(2) Absatz 1 gilt nicht für das gesetzliche
Nachfolgerecht des Staates in Vermögenswerte
Verstorbener.
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Artikel 9

S i c h e r s t e l l u n g v o n N a c h l a ß v e r -
m ö g e n

Befindet sich in einem der Vertragsstaaten
Nachlaßvermögen eines Staatsbürgers des ande-
ren Vertragsstaates, so haben die Gerichte nach
dem für sie geltenden Rechte die zur Sicherung
und zweckmäßigen Verwaltung des Nachlaß-
vermögens, zur Vermeidung seiner Verringe-
rung oder eines drohenden Nachteils notwendi-
gen Verfügungen zu treffen.

2. ABSCHNITT

Anerkennung und Vollstreckung von gericht-
lichen Entscheidungen und Vergleichen

Artikel 10

A n e r k e n n u n g u n d V o l l s t r e c k u n g
v o n g e r i c h t l i c h e n E n t s c h e i d u n -

g e n

(1) Entscheidungen der Gerichte eines der
Vertragsstaaten in Nachlaßsachen sind im ande-
ren Vertragsstaat anzuerkennen und zu voll-
strecken, wenn sie folgenden Voraussetzungen
entsprechen:

a) die Gerichte des Vertragsstaates, in dem
die Entscheidung gefällt worden ist,
müssen nach den Bestimmungen der Arti-
kel 5, 6 oder 7 zuständig gewesen sein;

b) die Entscheidung muß in Rechtskraft er-
wachsen und, wenn ihre Vollstreckung,
verlangt wird, vollstreckbar geworden
sein;

c) den Beteiligten muß das rechtliche Gehör
gewährt worden sein, insbesondere müssen
sie entsprechend vertreten gewesen oder
als säumig behandelt worden sein; diese
Voraussetzung wird als nicht erfüllt an-
gesehen, wenn im Falle einer Entschei-
dung, die in Abwesenheit oder ohne An-
hörung eines Beteiligten gefällt worden
ist, dieser dem Gericht, bei dem die Ent-
scheidung geltend gemacht wird, beweist,
daß er von dem Verfahren tatsächlich
nicht zeitgerecht Kenntnis erhalten haben
konnte, um sich daran zu beteiligen.

(2) Die Anerkennung oder die Vollstreckung
einer Entscheidung ist auch bei Vorliegen der
Voraussetzungen des Absatzes 1 zu versagen,

a) wenn die Entscheidung die Grundsätze
der Gesetzgebung des Vertragsstaates, in
dem sie geltend gemacht wird, verletzt;
oder

b) wenn die Entscheidung nicht auf die
Rechtsvorschriften gegründet worden ist,
die nach diesem Vertrag anzuwenden ge-
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wesen wären; diese Bestimmung steht je-
doch der Anerkennung oder der Voll-
streckung nicht entgegen, wenn die Ent-
scheidung auch bei Anwendung der nach
diesem Vertrag maßgebenden Rechtsvor-
schriften gerechtfertigt wäre.

Artikel 11

V o l l s t r e c k u n g v o n V e r g l e i c h e n

In Nachlaßsachen vor den Gerichten eines der
Vertragsstaaten geschlossene Vergleiche sind im
anderen Vertragsstaat zu vollstrecken, wenn sie
den im Artikel 10 vorgesehenen Voraussetzun-
gen, soweit diese auf Vergleiche anwendbar sind,
entsprechen.

Artikel 12

Vorzulegende Urkunden

(1) Eine Partei, die sich in einem Vertragsstaat
auf eine im anderen Vertragsstaat gefällte Ent-
scheidung zum Zwecke ihrer Anerkennung oder
Vollstreckung beruft, hat vorzulegen:

a) eine Ausfertigung der Entscheidung samt
Begründung, sofern eine solche nach dem
Rechte des Vertragsstaates, in dem die Ent-
scheidung ergangen ist, erforderlich ist;
falls nach diesem Rechte keine Begründung
erforderlich ist, eine hierüber ausgestellte
Bestätigung des Gerichtes, das die Entschei-
dung gefällt hat;

b) eine Bestätigung der Rechtskraft der Ent-
scheidung und, soweit die Vollstreckung
beantragt wird, ihrer Vollstreckbarkeit;

c) sofern sich die unterlegene Partei auf das
Verfahren nicht eingelassen hat, einen
Nachweis darüber, daß die das Verfahren
einleitende Ladung oder Verfügung dieser
Partei zugestellt worden ist; dieser Nach-
weis ist durch eine beglaubigte Abschrift
der Zustellungsurkunde oder durch eine
gerichtliche Bescheinigung über Art und
Zeit der Zustellung zu erbringen; und

d) eine gemäß den Vorschriften des Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik über wechsel-
seitigen Verkehr in bürgerlichen Rechts-
sachen und über Urkundenwesen vom
9. April 1965 entsprechend beglaubigte
Übersetzung der in den Buchstaben a
und b sowie gegebenenfalls auch der im
Buchstaben c angeführten Urkunden.

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß, wenn die Voll-
streckung auf Grund eines Vergleiches beantragt
wird.
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Artikel 13

H i l f s w e i s e Z u s t ä n d i g k e i t

Die Bestimmungen der Artikel 5, 6 und 7
schließen die Zuständigkeit der Gerichte des ande-
ren Vertragsstaates dann nicht aus, wenn die An-
erkennung oder die Vollstreckung einer Entschei-
dung durch eine in Rechtskraft erwachsene Ent-
scheidung abgelehnt worden ist.

Artikel 14

V e r f a h r e n

Das Verfahren zur Anerkennung oder zur
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen
oder zur Vollstreckung von Vergleichen richtet
sich nach dem Rechte des Vertragsstaates, in dem
die Entscheidung oder der Vergleich geltend ge-
macht wird.

3. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

Artikel 15

Die Bestimmungen dieses Vertrages sind nur
anzuwenden, wenn der Erblasser nach dem In-
krafttreten dieses Vertrages gestorben ist.

Artikel 16

(.1) Dieser Vertrag schließt nicht aus, daß eine
im Gebiet eines der Vertragsstaaten gefällte Ent-
scheidung, auf die dieser Vertrag nicht anwendbar
ist, im anderen Vertragsstaat auf Grund der in
diesem geltenden Rechtsvorschriften anerkannt
und vollstreckt wird.

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Voll-
streckung von Vergleichen.

Artikel 17

Dieser Vertrag berührt nicht die Bestimmungen
anderer Verträge, die einen oder beide der Ver-
tragsstaaten im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Vertrages binden.

Artikel 18

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sind in Budapest auszu-
tauschen.

Artikel 19

(1) Dieser Vertrag tritt 60 Tage nach dem Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(2) Der Vertrag ist für die Dauer von fünf
Jahren abgeschlossen und bleibt weiter in Kraft,
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sofern nicht einer der Vertragsstaaten ein Jahr
vor Ablauf der fünf Jahre dem anderen Vertrags-
staat mitteilt, daß er den Vertrag aufkündige.

(3) Wurde der Vertrag nicht gemäß Absatz 2
gekündigt, so bleibt er auf unbestimmte Zeit in
Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten dem
anderen Vertragsstaat mitteilt, daß er den Ver-
trag aufkündige; in diesem Falle bleibt er noch
ein Jahr nach Aufkündigung in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 9. April 1965, in zwei
Ausfertigungen, jede in deutscher und ungarischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik
Österreich:

Kreisky m. p.
Broda m. p.

Für die Ungarische
Volksrepublik:

Péter m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 12. April 1967

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Justiz:

Klecatsky

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten:

Tončić-Sorinj

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertrag sind am 28. Juli 1967 ausgetauscht
worden; der Vertrag tritt sohin gemäß seinem Artikel 19 Absatz 1 am 26. September 1967 in Kraft.

Klaus
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307.
PROTOKOLL

der XVIII. Tagung der in Artikel 6 des Ab-
kommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Italienischen Regie-
rung über die Regelung des erleichterten
Warenaustausches zwischen den Österreichi-
schen Bundesländern Tirol und Vorarlberg
und der italienischen Region Trentino/Tiroler
Etschland vom 12. Mai 1949 *) vorgesehenen

Gemischten Kommission

Die in Artikel 6 des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Italie-
nischen Regierung über die Regelung des erleich-
terten Warenaustausches zwischen den öster-
reichischen Bundesländern Tirol und Vorarlberg
und der italienischen Region Trentino/Tiroier
Etschland vorgesehene Gemischte Kommission
hat ihre XVIII. Tagung in der Zeit vom 29. Mai
bis 3. Juni 1967 in Rom abgehalten.

Die Gemischte Kommission hat die Abwicklung
des Warenverkehrs zwischen den beteiligten Re-
gionen geprüft und folgendes vereinbart:

Artikel 1

An Stelle der dem Protokoll vom 10. Juni
1966 angeschlossenen Listen B treten die diesem
Protokoll angeschlossenen Listen B.

Die genannten Listen B treten mit 1. Oktober
1967 in Kraft und gelten bis 30. September 1968.

Artikel 2

Die Bestimmungen der Protokolle vom 17. Ok-
tober 1953, 23. Juni 1954, 26. April 1955,
7. April 1956, 13. April 1957, 2. Oktober 1958,
29. Oktober 1959, 15. Juni 1961, 28. Juni 1962,
11. Mai 1963, 29. Mai 1964, 4. Juni 1965 und
10. Juni 1966 und die dazugehörigen Beilagen
bleiben, soweit sie nicht im Gegensatz zu den Be-
stimmungen dieses Protokolles stehen, weiterhin
in Kraft. Dies gilt insbesondere auch für jene Be-
stimmungen des Protokolles vom 23. Juni 1954,
laut welchem die durch beiderseitige Liberalisie-
rungsmaßnahmen derzeit praktisch nicht wirk-

*) BGBl. Nr. 125/1957, in der Fassung der Kund-
machung BGBl. Nr. 215/1966.

samen Kontingente der Listen A für den Fall
einer Abänderung der Liberalisierungsbestim-
mungen automatisch wieder voll in Kraft treten.

Artikel 3

Die in der Liste A des Protokolles vom
4. Juni 1965 und die in den dem heutigen Proto-
koll angeschlossenen Listen B vorgesehenen
Jahreskontingente erneuern sich automatisch um
ein Jahr, falls eine Tagung der Gemischten Kom-
mission vor Ablauf des Vertragsjahres nicht statt-
finden sollte.

Die im gegenwärtig laufenden Vertragsjahr
(1. Oktober 1966 bis 30. September 1967), die
im Zeitraum vom 1. Oktober 1967 bis 3.0. Sep-
tember 1968 bzw. die im Falle einer automati-
schen Verlängerung im neuen Vertragsjahr er-
teilten Ein- und Ausfuhrbewilligungen können
jeweils auch über den Ablauf des entsprechenden
Vertragsjahres hinaus ohne Anrechnung auf die
Kontingente des folgenden Vertragsjahres aus-
genützt werden. Die Gültigkeitsdauer dieser Be-
willigungen kann nötigenfalls verlängert werden.

Die Kontingenterhöhungen, die auf diplomati-
schem Weg im laufenden Vertragsjahre oder
während der Gültigkeitsdauer dieses Protokolls
im Sinne des dem Protokoll vom 29. Mai 1964
beigeschlossenen Briefwechsels genehmigt werden,
finden auf die nach Ablauf des jeweiligen Ver-
tragsjahres neu in Kraft tretenden Kontingente
keine Anrechnung.

Artikel 4

Das vorliegende Protokoll tritt am 1. Oktober
1967 in Kraft und gilt bis zum 30. September
1968. Seine Gültigkeit verlängert sich automatisch
um ein Jahr, falls eine Tagung der Gemischten
Kommission vor Ablauf des Vertragsjahres nicht
stattfinden sollte.

Gegeben zu Rom, am 3. Juni 1967, in zwei
Ausfertigungen, jede in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Der Vorsitzende der österreichischen Delegation:

Dr. Luegmayer m. p.

Der Vorsitzende der italienischen Delegation:

Dr. Ferretti m. p.
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Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino/Tiroler Etschland

Liste B
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Ausfuhr aus Trentino/Tiroler Etschland nach Tirol-Vorarlberg

Liste B
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DER VORSITZENDE
DER ITALIENISCHEN DELEGATION

Rom, am 3. Juni 1967

Herr Vorsitzender!

Im Verlauf der heute beendeten XVIII. Tagung
der Gemischten Kommission sind die beiden
Delegationen wie folgt übereingekommen:

Die für die Verwaltung der Kontingente zu-
ständigen italienischen und österreichischen Zoll-
behörden werden ermächtigt, für die Zeit vom
1. Juni bis 30. September 1967 z u s ä t z l i c h
die zollfreie Einfuhr der unten angeführten
Waren in der Höhe der bei jeder Position ange-
gebenen Beträge zuzulassen.

Die Gesamthöhe dieses zusätzlichen Warenaus-
tausches, die auf jeder Seite 25 Millionen Lire
beträgt, entspricht vier Zwölfteln der Erhöhung,
die der Gesamtplafond der Warenlisten B, die
dem am heutigen Tage unterzeichneten Protokoll
angeschlossen sind, gegenüber dem Gesamt-
plafond der am 10. Juni 1966 in Innsbruck ver-
einbarten Listen B erfahren hat.

Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino/
Tiroler Etschland

Ausfuhr aus Trentino/Tiroler Etschland nach
Tirol-Vorarlberg

Auf die vorstehend angeführten Kontingente
werden die Bestimmungen des Artikels 3 des
heute unterzeichneten Protokolles angewendet.
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Ich bitte Sie, Herr Vorsitzender, mir das Ein-
verständnis Ihrer Regierung mit Vorstehendem
zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Ferretti m. p.

An den
Vorsitzenden der
österreichischen Delegation
R o m

DER VORSITZENDE
DER ÖSTERREICHISCHEN DELEGATION

Rom, am 3. Juni 1967

Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom heutigen Tage zu bestätigen, welches folgen-
dermaßen lautet:

„Im Verlauf der heute beendeten XVIII. Tagung
der Gemischten Kommission sind die beiden
Delegationen wie folgt übereingekommen:

Die für die Verwaltung der Kontingente zu-
ständigen italienischen und österreichischen Zoll-
behörden werden ermächtigt, für die Zeit vom
1. Juni bis 30. September 1967 z u s ä t z l i c h
die zollfreie Einfuhr der unten angeführten
Waren in der Höhe der bei jeder Position ange-
gebenen Beträge zuzulassen.

Die Gesamthöhe dieses zusätzlichen Warenaus-
tausches, die auf jeder Seite 25 Millionen Lire
beträgt, entspricht vier Zwölfteln der Erhöhung,
die der Gesamtplafond der Warenlisten B, die
dem am heutigen Tage unterzeichneten Protokoll
angeschlossen sind, gegenüber dem Gesamt-
plafond der am 10. Juni 1966 in Innsbruck ver-
einbarten Listen B erfahren hat.

Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino/
Tiroler Etschland

Ausfuhr aus Trentino/Tiroler Etschland nach
Tirol-Vorarlberg

Auf die vorstehend angeführten Kontingente
werden die Bestimmungen des Artikels 3 des
heute unterzeichneten Protokolles angewendet.

Ich bitte Sie, Herr Vorsitzender, mir das Ein-
verständnis Ihrer Regierung mit Vorstehendem
zu bestätigen."

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis
meiner Regierung mit Vorstehendem mitzuteilen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Luegmayer m. p.

An den
Vorsitzenden der
italienischen Delegation
Rom

Klaus
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308.

Nachdem das Protokoll über den Beitritt Koreas zum Allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN BEITRITT
KOREAS ZUM ALLGEMEINEN ZOLL-

UND HANDELSABKOMMEN

Die Regierungen, die Vertragsparteien des All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind (im
folgenden als „Vertragsparteien" beziehungs-
weise als „Allgemeines Abkommen" bezeichnet)
und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, die
von der Regierung der Republik Korea einen An-
trag auf Beitritt zum Allgemeinen Abkommen
erhalten haben, und die Regierung der Republik
Korea (im folgenden als „Korea" bezeichnet)
sind

UNTER BEDACHTNAHME auf die Ergeb-
nisse der Verhandlungen, die auf den Beitritt
Koreas zum Allgemeinen Abkommen gerichtet
waren,

DURCH IHRE VERTRETER wie folgt über-
eingekommen:

Teil I — Allgemeine Bestimmungen

1. Korea wird, sobald dieses Protokoll nach
Ziffer 6 in Kraft tritt, zu einer Vertragspartei des
Allgemeinen Abkommens im Sinne seines Ar-
tikels XXXII und wendet nach Maßnahme dieses
Protokolls das Allgemeine Abkommen wie folgt
an:

(a) die Teile I, III und IV des Allgemeinen Ab-
kommens, und

(b) Teil II des Allgemeinen Abkommens im
gesamten Ausmaß, das mit seinen am Tage
des Datums dieses Protokolls bestehenden
Rechtsvorschriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in Artikel I Absatz 1
des Allgemeinen Abkommens gemäß einer Be-
zugnahme auf Artikel III desselben enthalten
sind, sowie die Verpflichtungen, die in Artikel II
Absatz 2 lit. (b) gemäß einer Bezugnahme auf
Artikel VI des Allgemeinen Abkommens ent-
halten sind, werden für die Zwecke dieser Ziffer
als zum Teil II gehörig angesehen.

2. (a) Falls in diesem Protokoll nichts anderes
bestimmt ist, sind die von Korea anzuwen-
denden Bestimmungen des Allgemeinen Ab-
kommens diejenigen, die in dem Text ent-
halten sind, welcher der Schlußakte der
zweiten Tagung des Vorbereitenden Ko-
mitees der Konferenz der Vereinten Na-
tionen für Handel und Beschäftigung ange-
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schlossen ist, und zwar in der durch solche
Übereinkommen, die am Tage, an dem
Korea Vertragspartei wird, wenigstens teil-
weise in Kraft stehen, berichtigten, geän-
derten, ergänzten oder sonst modifizierten
Fassung; dies bedeutet jedoch nicht, daß
Korea verpflichtet wäre, eine Bestimmung
eines solchen Übereinkommens anzuwen-
den, bevor diese auf Grund des Überein-
kommens wirksam wird.

(b) In jedem Fall, in dem Artikel V Absatz 6,
Artikel VII Absatz 4 lit. (d) und Artikel X
Absatz 3 lit. (c) des Allgemeinen Abkom-
mens auf das Datum jenes Abkommens Be-
zug nehmen, ist für Korea das Datum dieses
Protokolls anzuwenden.

Teil II — Liste der Zollzugeständnisse

3. Die Liste in der Anlage ist, sobald dieses
Protokoll in Kraft tritt, eine Liste zum Allge-
meinen Abkommen für Korea.

4. (a) In den Fällen, in denen Artikel II Absatz 1
des Allgemeinen Abkommens auf das Da-
tum jenes Abkommens Bezug nimmt, ist
das Datum, das hinsichtlich einer Ware an-
zuwenden ist, die den Gegenstand eines
Zollzugeständnisses in der diesem Protokoll
beigeschlossenen Liste bildet, das Datum
dieses Protokolls.

(b) Für die Zwecke des in Artikel II Absatz 6
lit. (a) des Allgemeinen Abkommens ent-
haltenen Hinweises auf das Datum jenes
Abkommens ist das für die diesem Proto-
koll angeschlossene Liste anzuwendende Da-
tum das Datum dieses Protokolls.

Teil III — Schlußbestimmungen

5. Dieses Protokoll wird beim Generaldirektor
der VERTRAGSPARTEIEN hinterlegt. Es liegt
zur Unterzeichnung durch Korea bis 31. Dezem-
ber 1967 auf. Es liegt auch zur Unterzeichnung
durch die Vertragsparteien und die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft auf.

6. Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag
nach dem Tag seiner Unterzeichnung durch
Korea in Kraft.

7. Die Unterzeichnung dieses Protokolls durch
Korea stellt auch den Akt Koreas dar, um Ver-
tragspartner der folgenden Übereinkommen zu
werden:

(i) Protokoll zur Änderung des Teiles I
und der Artikel XXIX und XXX,
Genf, 10. März 1955;
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(ii) Fünftes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 3. Dezember 1955;

(iii) Sechstes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 11. April 1957;

(iv) Siebentes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständ-
nislisten, Genf, 30. November 1957;

(v) Protokoll betreffend die Verhandlun-
gen für die Festlegung einer neuen
Zollzugeständnisliste III — Brasilien,
Genf, 31. Dezember 1958;

(vi) Achtes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 18. Feber 1959; und

(vii) Neuntes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständ-
nislisten, Genf, 17. August 1959.

8. Nachdem Korea nach Ziffer 1 dieses Proto-
kolls eine Vertragspartei des Allgemeinen Ab-
kommens geworden ist, kann es dem Allge-
meinen Abkommen auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Protokolls durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde beim Generaldirektor beitreten.
Dieser Beitritt wird an dem Tag wirksam, an
dem das Allgemeine, Abkommen nach Arti-
kel XXVI in Kraft tritt, oder am dreißigsten
Tag nach dem Tag der Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde, je nachdem, welcher dieser Ter-
mine der spätere ist. Der Beitritt zum Allge-
meinen Abkommen gemäß dieser Ziffer wird für
die Zwecke des Artikels XXXII Absatz 2 des All-
gemeinen Abkommens als Annahme des Abkom-
mens nach Artikel XXVI Absatz 4 angesehen.

9. Korea kann die vorläufige Anwendung des
Allgemeinen Abkommens vor seinem Beitritt ge-
mäß Ziffer 8 zum Allgemeinen Abkommen zu-
rücknehmen; eine derartige Zurücknahme wird
am sechzigsten Tag nach dem Tag wirksam, an
dem eine schriftliche, Mitteilung hierüber beim
Generaldirektor einlangt.

10. Der Generaldirektor übermittelt unverzüg-
lich eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls
und eine Notifikation über jede Unterzeichnung
des Protokolls nach Ziffer 5 an jede Vertrags-
partei, an die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft, an Korea, an jede Regierung, die dem All-
gemeinen Abkommen provisorisch beigetreten
ist; und an jede Regierung, für die ein Überein-
kommen über, die Schaffung besonderer Bezie-
hungen mit den VERTRAGSPARTEIEN des
Allgemeinen Abkommens in Kraft getreten ist.

Dieses Protokoll wird nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen registriert.
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GESCHEHEN zu Genf am zweiten März ein-
tausendneunhundertsiebenundsechzig in einer
einzigen Ausfertigung in englischer und franzö-
sischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind, es sei denn, daß für die dem Protokoll an-
geschlossene Liste von Zollzugeständnissen eine
anderslautende Regelung vorgesehen ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 15. Juni 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie:

Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten:

Tončić-Sorinj

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll ist am 17. Juli 1967 beim
GATT-Sekretariat in Genf hinterlegt worden; das Protokoll ist gemäß seiner Ziffer 6 am 14. April
1967 in Kraft getreten.

Klaus

3 0 9 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
des Commonwealth von Australien betreffend den Commonwealth Kriegsfriedhof in

Klagenfurt

(Übersetzung)
AUSTRALISCHE BOTSCHAFT

WIEN

5. Juli 1967

Exzellenz,

Ich habe die Ehre, Eure Exzellenz davon in
Kenntnis zu setzen, daß die Regierung des
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Commonwealth von Australien den Wunsch hat,
ein Abkommen mit der Österreichischen Bundes-
regierung über den Status des Commonwealth
Kriegsfriedhofes in Klagenfurt, Kärnten, abzu-
schließen.

2. Deshalb habe ich nunmehr die Ehre, ein Ab-
kommen zwischen der Regierung des Common-
wealth von Australien und der Österreichischen
Bundesregierung, nach Maßgabe der nachstehen-
den Bestimmungen vorzuschlagen:

(i) Die Regierung des Commonwealth von
Australien gibt der Österreichischen Bundesregie-
rung bekannt, daß die Kriegsgräberkommission
des Commonwealth (Commonwealth War Graves
Commission) die einzige Organisation ist, die
von ihr zur Obsorge für den Commonwealth
Kriegsfriedhof in Klagenfurt, Kärnten, ermäch-
tigt wurde.

(ii) Die Österreichische Bundesregierung aner-
kennt die Zuständigkeit der Kriegsgräberkom-
mission des Commonwealth zur Erledigung der
ihr gemäß Ziffer (i) dieses Abkommens über-
tragenen Aufgabe im Sinne des Artikels 19
Ziffer 2 des Staatsvertrages vom 15. Mai 1955,
betreffend die Wiederherstellung eines unabhän-
gigen und demokratischen Österreich, zwischen
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
dem Vereinigten Königreich von Großbritannien
und Nordirland, den Vereinigten Staaten von
Amerika und Frankreich einerseits und Österreich
andererseits.

(iii) Die Österreichische Bundesregierung räumt
der Kriegsgräberkommission des Commonwealth
den dauernden kostenfreien Gebrauch der bun-
deseigenen Liegenschaft Nr! 207/3 Einlage-
zahl 1472 Katastralgemeinde Waidmannsdorf,
Gerichtsbezirk Klagenfurt, Kärnten, auf der der
Commonwealth Kriegsfriedhof liegt, auf die
Dauer des Bestandes dieses Friedhofes und für
Friedhofszwecke ein. Ein Lageplan, der die
Grenzen der Liegenschaft beschreibt, ist dieser
Note angeschlossen.

(iv) Die österreichischen Behörden werden die
Kriegsgräberkommission des Commonwealth un-
verzüglich auf diplomatischem Wege unterrichten,
falls ein Antrag von Angehörigen der Bestatteten
zwecks Exhumierung aus den Gräbern des
Commonwealth Kriegsfriedhofes in Klagenfurt
gestellt werden sollte.

3. Wenn die vorstehenden Bestimmungen für
die Österreichische Bundesregierung annehmbar
sind, habe ich die Ehre vorzuschlagen, daß die
vorliegende Note und die entsprechende Antwort
Eurer Exzellenz als ein Abkommen zwischen der
Regierung des Commonwealth von Australien
einerseits und der Österreichischen Bundesregie-
rung andererseits betrachtet wird, das unverzüg-
lich in Kraft tritt.
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Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer
Exzellenz die Versicherung meiner ausgezeichne-
ten Hochachtung zu erneuern.

A. Malcolm Morris m. p.

Außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter

Seiner Exzellenz,
dem Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten,
Dr. Lujo Tončić-Sorinj
Wien
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BUNDESMINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 5. Juli 1967

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Inhalt Ihrer Note vom
5. Juli 1967 zu bestätigen, die in deutscher Über-
setzung folgenden Wortlaut hat:

„Ich habe die Ehre, Eure Exzellenz davon in
Kenntnis zu setzen, daß die Regierung des
Commonwealth von Australien den Wunsch hat,
ein Abkommen mit der Österreichischen Bundes-
regierung über den Status des Commonwealth
Kriegsfriedhofes in Klagenfurt, Kärnten, abzu-
schließen.

2. Deshalb habe ich nunmehr die Ehre, ein Ab-
kommen zwischen der Regierung des Common-
wealth von Australien und der Österreichischen
Bundesregierung nach Maßgabe der nachstehen-
den Bestimmungen vorzuschlagen:

(i) Die Regierung des Commonwealth von
Australien gibt der Österreichischen Bundesregie-
rung bekannt, daß die Kriegsgräberkommission
des Commonwealth (Commonwealth War Graves
Commission) die einzige Organisation ist, die
von ihr zur Obsorge für den Commonwealth
Kriegsfriedhof in Klagenfurt, Kärnten, ermäch-
tigt wurde.

(ii) Die Österreichische Bundesregierung aner-
kennt die Zuständigkeit der Kriegsgräberkom-
mission des Commonwealth zur Erledigung der
ihr gemäß Ziffer (i) dieses Abkommens über-
tragenen Aufgabe im Sinne des Artikels 19
Ziffer 2 des Staatsvertrages vom 15. Mai 1955,
betreffend die Wiederherstellung eines unabhän-
gigen und demokratischen Österreich, zwischen
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
dem Vereinigten Königreich von Großbritannien
und Nordirland, den Vereinigten Staaten von
Amerika und Frankreich einerseits und Österreich
andererseits.

(iii) Die Österreichische Bundesregierung räumt
der Kriegsgräberkommission des Commonwealth
den dauernden kostenfreien Gebrauch der bun-

deseigenen Liegenschaft Nr. 207/3 Einlage-
zahl 1472 Katastralgemeinde Waidmannsdorf,
Gerichtsbezirk Klagenfurt, Kärnten, auf der der
Commonwealth Kriegsfriedhof liegt, auf die
Dauer des Bestandes dieses Friedhofes und für
Friedhofszwecke ein. Ein Lageplan, der die
Grenzen der Liegenschaft beschreibt, ist dieser
Note angeschlossen.

(iv) Die österreichischen Behörden werden die
Kriegsgräberkommission des Commonwealth un-
verzüglich auf diplomatischem Wege unterrichten,
falls ein Antrag von Angehörigen der Bestatteten
zwecks Exhumierung aus den Gräbern des
Commonwealth Kriegsfriedhofes in Klagenfurt
gestellt werden sollte.

3. Wenn die vorstehenden Bestimmungen für
die Österreichische Bundesregierung annehmbar
sind, habe ich die Ehre vorzuschlagen, daß die
vorliegende Note und die entsprechende Antwort
Eurer Exzellenz als ein Abkommen zwischen der
Regierung des Commonwealth von Australien
einerseits und der Österreichischen Bundesregie-
rung andererseits betrachtet wird, das unverzüg-
lich in Kraft tritt."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz hiezu mitzu-
teilen, daß die Bundesregierung der Republik
Österreich mit den Vorschlägen der Regierung
des Commonwealth von Australien einverstan-
den ist, daß Ihre Note und diese Antwortnote
ein Abkommen zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich einerseits und der Re-
gierung des Commonwealth von Australien an-
dererseits, betreffend den Status des Common-
wealth Kriegsfriedhofes in Klagenfurt, Kärnten,
bilden sollen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Lujo Tončić-Sorinj m. p.

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Seiner Exzellenz,
Herrn Arthur Malcolm Morris
ao. und bev. Botschafter des
Commonwealth von Australien
Wien

Das im vorliegenden Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seiner Ziffer 3 am
5. Juli 1967 in Kraft getreten.

Klaus
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